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Vorwort
Noch vor etwa zwanzig Jahren war Umweltpolitik kaum ein Thema. Der 
Vorrat an Ressourcen schien unbegrenzt, die überwiegende Mehrzahl der 
Menschen besaß noch kein ausgeprägtes Umweltbewußtsein. In den Wirt
schaftswissenschaften wurde gelehrt, Umwelt sei ein „freies Gut“ und 
damit kostenlos verfügbar. Erst das massive Auftreten von Umweltpro
blemen wie Waldsterben, Treibhauseffekt oder Ozonloch und die Veröf
fentlichung des 1. Berichts des Club of Rome über die „Grenzen des 
Wachstums“ im Jahr 1972 rüttelten die Gesellschaft wach. Die Bedro
hung der menschlichen Lebensgrundlagen wurde zunehmend erkannt. 
Sichtbarer Ausdruck für die geänderte Einstellung gegenüber den Um
weltproblemen ist u. a. die Tatsache, daß in Deutschland auf Bundes- und 
Länderebene eigene Ministerien für Umwelt geschaffen wurden; zudem 
haben inzwischen alle demokratischen Parteien die Umweltpolitik in ihre 
Programme aufgenommen.

Daß gegen die zunehmenden und bedrohlichen Umweltbelastungen etwas 
getan werden muß, bestreitet inzwischen niemand mehr. Allerdings gehen 
die Meinungen darüber auseinander, welche Maßnahmen „richtigerweise“ 
ergriffen werden sollten. Die Frage nach den geeigneten Instrumenten der 
Umweltpolitik bildet den Hauptgegenstand des vorliegenden Buches. Vor
ab werden einige Ausführungen zum Verhältnis von Umwelt und Öko
nomie gemacht. Daran schließt sich eine Analyse der sog. externen Effek
te an, die für das Verständnis der Umweltpolitik unverzichtbar ist. Auf 
diesen Grundlagen baut die Darstellung der möglichen Instrumente der 
Umweltpolitik auf. In der Umweltpolitik dominiert zwar immer noch das 
Ordnungsrecht, also Gebote und Verbote. Inzwischen ist jedoch weitge
hend unbestritten, daß mit marktwirtschaftlichen Instrumenten wie Öko
steuern, Umweitzertifikaten oder dem Umwelthaftungsrecht letztlich 
mehr für die Umwelt getan werden kann. Um die umweltpolitischen Ziele 
nicht nur sicher, sondern auch ökonomisch effizient zu erreichen, ist ein 
adäquater Instrumentenmix aus ordnungsrechtlichen und marktsteuernden 
Maßnahmen erforderlich. Der abschließende Teil ist der Umweltbericht
erstattung gewidmet. Zudem werden das Verhältnis zwischen Umweltpo
litik und der Erreichung der wichtigen wirtschaftspolitischen Ziele sowie 
die Rolle der Umwelt als Standortfaktor einer Volkswirtschaft behandelt.

Das vorliegende Buch ist, dem Charakter der Reihe „WISSEN KOMPAKT“ 
entsprechend, als ein Einstieg in den Themenbereich der Umweltpolitik 
konzipiert. Es wendet sich einerseits an Studierende im Grundstudium 
von Universitäten, Fachhochschulen, Akademien sowie anderen einschlä-
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VORWORT

gigen Ausbildungs- und Weiterbildungsinstitutionen. Aber auch Prakti
kern in der Wirtschaft und in der öffentlichen Verwaltung soll ein theore
tisch fundierter Einstieg in die komplexe Materie der Umweltpolitik ge
geben werden.

Unser Dank gilt an dieser Stelle den Herren Dipl. Ing. Helmuth Nübel 
und Dr. Teubner von der Mercedes-Benz AG, Stuttgart, für zahlreiche 
wertvolle Hinweise. Ferner danken wir den Herren Prof. Dr. Günter Käßer- 
Pawelka und M. Phil. Wolf F. Sommer, die das Manuskript kritisch 
durchsahen.

Stuttgart, im Dezember 1995 Jürgen Pätzold

Gerhard Mussel
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1. Einführung
Wohl kaum ein Problem wird gegenwärtig in der Öffentlichkeit so heftig 
diskutiert wie das Thema „Umwelt“. Treibhauseffekt, Ozonloch, Som
mersmog und Waldsterben sind inzwischen gängige Vokabeln in unserer 
Gesellschaft, die auf aktuelle oder potentielle Gefahren hinweisen. Große 
Bevölkerungsteile stehen heute „ihrer“ Umwelt nicht mehr gleichgültig 
gegenüber. Vielen wurde bewußt, daß die Welt, in der wir leben endlich 
ist, und die Ressourcen begrenzt sind. Sich über Umweltfragen Gedanken 
zu machen, kann daher nicht als Modeerscheinung abgetan werden. Um
weltfragen sind vielmehr Existenzfragen.

Den entscheidenden Anstoß für das Erkennen des Umweltproblems liefer
te die in den siebziger Jahren verfaßte Studie „Grenzen des Wachstums“ 
durch den „Club of Rome“. Sie wies insbesondere auf die Endlichkeit von 
Ressourcen hin. Nachfolgende Veröffentlichungen gingen verstärkt auf 
Probleme der Umweltbelastung ein. Die in diesen Studien vorgestellten 
Prognosen und Strategien wurden zwar von wissenschaftlicher Seite häu
fig als ungesichert und zweifelhaft kritisiert. Gleichwohl sensibilisierten 
die Ergebnisse eine breite Öffentlichkeit bezüglich ökologischer Fragen.

Wie drängend die Umweltprobleme geworden sind, zeigt sich auch daran, 
daß erstmals im Jahr 1992 durch die Vereinten Nationen eine weltweite 
Konferenz für Umwelt und Entwicklung (UNCED) abgehalten wurde. An 
dieser UN-Konferenz in Rio de Janeiro beteiligten sich 178 Staaten mit 
ihren Staats- und Regierungschefs sowie rund 1000 Delegierten. Zudem 
nahmen Tausende von Regierungsbeamten sowie Vertreter aus der Wirt
schaft, von Umweltorganisationen und anderen unabhängigen Organisa
tionen an dieser größten Konferenz aller Zeiten teil. Ziel des Gipfels von 
Rio de Janeiro war es, durch weltweit koordiniertes Handeln einer weite
ren Umweltzerstörung entgegenzuwirken.
Die globalen Umweltprobleme sind eng verknüpft mit der Überbevölke
rung und der Armut in den unterentwickelten Staaten sowie dem indu
striellen Wachstum in den entwickelten Nationen. Die Staats- und Regie
rungschefs einigten sich in einer gemeinsamen „Erklärung von Rio“ auf 
allgemeine Grundsätze zur Verringerung der Umweltbelastungen. In der 
ebenfalls in Rio verabschiedeten „Agenda 21“ werden 115 Programme 
aufgeführt, die als geeignet erscheinen, den zunehmenden Umweltpro
blemen und der Armut in den unterentwickelten Ländern zu begegnen. 
Nicht zuletzt angesichts der finanziellen Belastungen - die Realisierung 
der Programme würde bis zum Jahr 2000 jährlich etwa 625 Mrd. Dollar 
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kosten - konnten sich die Staats- und Regierungschefs noch nicht auf ein 
verpflichtendes Maßnahmenbündel einigen.

Auch auf der Nachfolgekonferenz von Rio, dem UN-Klimagipfel in 
Berlin 1995, konnte noch kein Durchbruch zu einer verpflichtenden Er
klärung der beteiligten Industrie- und Entwicklungsländer erreicht wer
den. Das am 7. April 1995 verabschiedete „Berliner Mandat“ stellt fest, 
daß die bisher vereinbarten Maßnahmen zur Minderung von Treibhausga
sen nicht ausreichen, um die Erde vor einer zunehmenden Erwärmung zu 
schützen. Es wurde vereinbart, bis 1997 ein rechtlich verbindliches Pro
tokoll für weitere Maßnahmen zu beschließen.
In Deutschland kann von einer eigenständigen Umweltpolitik seit Anfang 
der 70er Jahre gesprochen werden. Im Umweltprogramm 1971 wurden 
die bisher teilweise isoliert nebeneinander stehenden umweltpolitischen 
Aktivitäten gebündelt und zum Programm der Regierung erhoben. Der 
Umweltpolitik wird seither der gleiche Rang beigemessen, wie den übri
gen Bereichen der Wirtschafts-, Sozial- und Gesellschaftspolitik. Im Jahr 
1972 wurde mit der Berufung des „Rates von Sachverständigen für Um
weltfragen“ die Grundlage für eine systematische wissenschaftliche Poli
tikberatung im Umweltbereich gelegt.
In der Bundesrepublik streben inzwischen alle im deutschen Bundestag 
vertretenen Parteien an, die soziale Marktwirtschaft zu einer ökologisch
sozialen Marktwirtschaft weiterzuentwickeln. War es das Ziel der „sozialen 
Marktwirtschaft“, die marktwirtschaftliche Ordnung um einen sozialen 
Rahmen zu ergänzen, so besteht heute die Aufgabe darin, die Marktwirt
schaft um einen ökologischen Ordnungsrahmen zu erweitern. Hierbei 
sollte sich die Umweltpolitik soweit wie möglich derjenigen Instrumente 
bedienen, die in die marktwirtschaftliche Ordnung passen. Die Umwelt
politik sollte also „markwirtschaftskonform“ sein und sich der Kräfte des 
Marktes bedienen.

Zur Lösung der drängenden Umweltprobleme können die unterschiedlich
sten Disziplinen der Wissenschaft beitragen: In erster Linie ist hierbei an 
die Natur- und Ingenieurwissenschaften zu denken; sie dienen der Um
welt mit der Entwicklung neuer Technologien wie z. B. Filteranlagen 
oder energiesparenden Produktionsverfahren. Der Beitrag der Wirtschafts
wissenschaften zur Lösung der Umweltprobleme ist dagegen nicht so of
fenkundig. Bedenkt man jedoch, daß sich die Wirtschaftswissenschaften 
mit der Lösung des Knappheitsproblems befassen, so wird der Bezug 
zum Umweltproblem schnell deutlich: Knapp sind nicht nur Güter und 
Produktionsfaktoren im engeren Sinne - auch die Umwelt ist zunehmend 
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ein knappes Gut, d. h. sie reicht nicht für alle denkbaren Verwendungs
möglichkeiten aus. Umwelt kann zum einen als Konsumgut dienen, d. h. 
Wanderer, Wassersportler oder Skifahrer können in der Natur Erholung 
und Entspannung finden und daraus einen Nutzen ziehen. Zum anderen 
kann Umwelt auch Produktionsfaktor sein. Sie stellt die Energieressour
cen zur Verfügung, dient als Abfallhalde, Wasser wird zu Kühlzwecken 
verwendet etc.

Die Wirtschaftswissenschaften versuchen die Frage zu beantworten, wie 
eine gegebene Menge an Ressourcen eingesetzt werden muß, um einen 
möglichst großen Nutzen zu erzielen, bzw. wie ein gegebenes wirtschaft
liches Ziel mit einem möglichst geringen Ressourceneinsatz realisiert 
werden kann (sog. „ökonomisches Prinzip“). Übertragen auf die Um
weltproblematik lautet die Frage: Wie kann sichergestellt werden, daß der 
mehr oder weniger unvermeidliche Umweltverbrauch, der mit einer be
stimmten Produktionsmenge und einem bestimmten Konsum einhergeht, 
auf ein Mindestmaß begrenzt werden kann? Die Antwort, die Ökonomen 
geben können, läßt sich an dem zentralen Begriff der „Effizienz“ festma
chen. Effizienz bedeutet, die Existenz von Knappheiten anzuerkennen, 
aber zugleich dafür zu sorgen, daß die vorhandenen Ressourcen in best
möglicher Weise genutzt werden. Das ist das Aufgabenfeld der Umwelt
ökonomik. Sie beschäftigt sich mit dem Problem, wie ein gegebenes 
Wohlstandsziel mit möglichst geringen Belastungen unserer Umwelt zu 
erreichen ist. Die Knappheit der Umwelt selbst kann nicht beseitigt wer
den; die Begrenztheit der Ressourcen ist letztlich unabänderlich.

Neben der Frage eines effizienten Mitteleinsatzes setzen sich die Wirt
schaftswissenschaften auch mit der Frage der Verteilung auseinander. Die 
Verteilungsfrage wird allerdings in der praktischen Umweltpolitik (noch) 
weitgehend ausgeblendet. Im Hinblick auf das Umweltproblem würde es 
bedeuten, den Ressourcenverzehr in der Welt auf einzelne Staaten, Staaten
gruppen oder Regionen aufzuteilen. Es fällt sicher nicht schwer, sich vor
zustellen, welche Konsequenzen insbesondere für die energie- und umwelt
hungrigen Industriestaaten damit verbunden wären, wenn die weltweite 
Verteilungsfrage ernsthaft zur Debatte stünde.
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